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Beschluss
des Bundesrates

Vorschlag für einen Beschluss des Europäischen Parlaments und des
Rates über ein Mehrjahresprogramm (2004-2006) für die wirksame
Integration von Informations- und Kommunikationstechnologien (IKT)
in die Systeme der allgemeinen und beruflichen Bildung in Europa
(Programm "eLearning")
KOM(2002) 751 endg.; Ratsdok. 5035/03

Der Bundesrat hat in seiner 786. Sitzung am 14. März 2003 gemäß §§ 3 und 5
EUZBLG die folgende Stellungnahme beschlossen:

1. Der Bundesrat teilt die Auffassung der Kommission, dass die Informations- und
Kommunikationstechnologien von erheblicher Bedeutung für alle Bereiche des
Bildungswesens sind und inhaltliche, organisatorische und strukturelle Entwick-
lungen der Bildungssysteme nachhaltig beeinflussen.

Der Bundesrat hält den Programmvorschlag zum eLearning allerdings für nicht
ausreichend und deshalb für verbesserungsbedürftig, um für diese Entwick-
lungen eine über bereits existierende Förderungen, Werkzeuge und Erkennt-
nisse hinausgehende Unterstützung und Ergänzung darstellen zu können.
Gründe dafür sieht der Bundesrat in folgenden Bereichen:

2. Angesichts der geringen Zahl der vorgesehenen Maßnahmen sowie im Hinblick
auf die geringe Mittelausstattung und die Vielzahl potenzieller Projektteil-
nehmer sieht der Bundesrat es als unwahrscheinlich an, dass das Programm zur
Integration von Informations- und Kommunikationstechnologien in die Bil-
dungssysteme Europas wirksam beitragen kann.
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3. Bei einem Ansatz, der spezifische Fördermaßnahmen für die Bildungsbereiche
Schule und Hochschule vorsieht, vermisst der Bundesrat eine spezifische
Förderung im Bereich der Fort- und Weiterbildung bzw. der Erwachsenen-
bildung sowie in der Lehreraus-, -fort- und -weiterbildung. Zur Bekämpfung der
digitalen Kluft, die auch der Bundesrat für notwendig erachtet, reichen die
vorgesehenen Maßnahmen (Erstellung und digitale Verbreitung von Gutachten,
Expertentreffen) nicht aus; hierfür sind weitergehende Fördermaßnahmen er-
forderlich.

4. Der Bundesrat stellt fest, dass die geförderten Maßnahmen im Wesentlichen
Gutachten, Pilotversuche und Netzwerknutzungen sein sollen. Im Begrün-
dungsteil des Programmvorschlags weist die Kommission selbst auf eine
Vielzahl bereits existierender Gutachten, Kooperationen und Netzwerk-
aktivitäten zu gleichen Themen hin. Der Bundesrat verweist in diesem Zu-
sammenhang beispielsweise darauf, dass es europaweite Netzwerkangebote zur
Partnerschaftssuche im Schulbereich bereits gibt (z.B. vom Europäischen
Schulnetz EUN: http://www.eun.org; http://partbase.eupro) und dass im Bereich
der bestehenden Förderprogramme umfassende Vernetzungen und digitale In-
formations- und Kommunikationsverfahren angeboten werden. Insoweit besteht
die Gefahr der Dopplung von Fördermaßnahmen. Überlappende bzw. parallele
Fördermaßnahmen sollten jedoch nach Auffassung des Bundesrates in euro-
päischen Förderprogrammen vermieden werden.

Bei der geplanten Zusammenarbeit mit OECD, UNESCO und IEA vermag der
Bundesrat nicht zu erkennen, was konkret gefördert werden soll und unter
welchen Bedingungen die Förderung gewährt wird.

5. Soweit die Förderung von Maßnahmen vorgesehen ist, die auf eine Verän-
derung von Rahmenbedingungen im Bildungsbereich zielen (z.B. im Schul-
bereich in Bezug auf die derzeitige räumliche und zeitliche Organisation des
Lernens - vgl. S. 6; im Hochschulbereich in Bezug auf Qualitätssicherung, An-
erkennung virtueller Studiengänge und länderübergreifender Mehrfachab-
schlüsse - vgl. S. 12, 27) kann die Auswahl- und Förderentscheidung nicht nur
zentral bei der Kommission oder einer Exekutivagentur liegen. Hier sind
grundlegende Steuerungskompetenzen der Mitgliedstaaten für die Bildungs-
systeme berührt; dies erfordert eine entscheidungsrelevante Mitwirkung der
Mitgliedstaaten auf allen Stufen des Verfahrens. Das gilt im Übrigen für alle
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Maßnahmen (z.B. auch für Gutachten), für die die Mitgliedstaaten die Daten-
basis liefern oder Gewährleistungen übernehmen sollen (siehe Artikel 4). Gene-
rell erscheint dem Bundesrat eine lediglich zentrale Durchführung von euro-
päischen Programmen angesichts der Notwendigkeit einer verstärkten und
effizienteren Zusammenarbeit in Europa als verfehlt.

6. Insgesamt sieht der Bundesrat wesentlichen Korrekturbedarf und kann daher die
Durchführung eines eLearning-Programms nach Maßgabe des jetzt vorliegen-
den Vorschlags nicht befürworten.

7. Die Bundesregierung wird außerdem gebeten, bei den weiteren Verhandlungen
über das Vorhaben in jedem Falle darauf hinzuwirken, dass

- die Programminhalte keine Vorgaben enthalten, die in die Kulturhoheit der
Länder und die Landeshaushaltsgesetzgebung eingreifen,

- die Ausgestaltung der Programmverwaltung (Evaluierung, Einrichtung
einer Exekutivagentur) auf der Grundlage von Kosten-Nutzen-Analysen er-
folgt,

- die Programmdurchführung transparent und ohne zusätzlichen Ver-
waltungsaufwand für die Mitgliedstaaten gestaltet wird.

8. Der Bundesrat empfiehlt, die im Vorschlag der Kommission vorgesehenen
Ziele und Aktivitäten zukünftig in die Programme SOKRATES und
LEONARDO DA VINCI zu integrieren. Damit würden der Verwaltungsauf-
wand begrenzt, die Transparenz verbessert und Synergieeffekte mit den Zielen
der bestehenden Programme geschaffen werden.

9. Der Bundesrat stellt darüber hinaus fest, dass die finanziellen Auswirkungen
des Programms auf den EU-Haushalt unter Berücksichtigung der Einhaltung
der Finanziellen Vorausschau 2000 - 2006 noch der Prüfung bedürfen. Er bittet
die Bundesregierung im weiteren Verfahren darauf hinzuwirken, dass es nicht
zu einer Überschreitung des Mittelansatzes kommt.


